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Die arme Partei ist verpflichtet, jede vp ^ ^  
ihr zu verlangende Sorgfalt aufzuwenden ? w  
das Armenrechtsgesuch rechtzeitig und a 

. reichend begründet anzubringen. Diese VötfäulfX 
Setzung ist gegeben, wenn sie erwarten konnje.,; 
auf Grund dieses Gesuchs das Armenrech-t,- so*;ze iV3 
tig bewilligt'zu .erhalten, dass sie in. d e f ^ ^ Ä  
Lage ist, die Berufungsfrist einzuhal ien 
die Erwartung nicht gerechtfertigt, weil^di^iT^ 
Partei oder ihr Vertreter erkennen konnten,* 
dass* die Armut in dem Gesuch nicht ausreich^nd^^ 
dargetan war, so kann ihr 'die Wiedereinset- 
zuhg'nicht erteilt werden. '

Aktenzeichen: IV ZB 94/51 
• * BGH-BeSchluss vom 18. Dezember*1951 OLG* Schleswig
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B e s h_ Xm u a a
In Sachen

der Ehefrau Marianne Hissine H 
in bei

geb,

Klägerin, Widerbeklagten, Berufungsklägerin und
Beschwerdeführerin,

- Prozessbevollmächtigter II, Instanz:
Rechtsanwalt
g e g e n

ihren Ehemann, den Landwirt Wilhelm Georg H 
in

• Beklagten, Widerkläger, Berufungsbeklagten und
Beschwerdegegner,

- Prozessbevollmächtigte II. Instanz*
Rechtsanwälte

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der 
Sitzung vom 18. Dezember 1951 unter Mitwirkung.der 
Bundesrichter Br. Lersch, Baske, Br. Karts, Jchannsen 
und Dr. Kregel
beschlossen:

Bie sofortige Beschwerde der Klägerin gegen den 
Beschluss des 4* Zivilsenats des Schleswig- 
Holsteinischen Oberlandesgerichts in Schleswig 
vom 5. Oktober 1951 wird auf Kosten der Klägerin 
zurückgewiesen.
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Die Ehe der Parteien ist durch Urteil der 4. 
Zivilkammer des Landgerichts in Flensburg vom 13* 
April 1951 auf die Klage und Widerklage bei überwie­
gender Schuld der Klägerin geschieden worden. Gegen 
dieses ihr an 25- April 1951 zugeotellte Urteil hat 
die Klägerin am 21- Juli 1951 Berufung eingelegt und 
gleichzeitig die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist bean­
tragt- Zur Begründung hat sie vorgetragen, dass sie 
am 16. Mai 1951 um die Bewilligung des Außenrechts 
für die Durchführung der Berufung nachgesucht habe. 
Sie und ihr Prozessbevollmächtigter hätten der Auf­
fassung sein können, dass sie arm im Sinne des Ge­
setzes sei. Der Beklagte habe erst am 13- Juli 1951 
einen Prozesskostenvorschuss in Höhe von 200,—  DM 
überwiesen. Hierdurch sei sie erst darüber aufgeklärt 
worden, dass er in der Lage sei, die Prozesskosten 
zu tragen. Das Berufungsgericht hat durch den ange­
fochtenen Beschluss den Wiedereinsetzungsantrag der 
Klägerin zurückgewiesen und die Berufung als unzu­
lässig verworfen. Das Berufungsgericht hat ausgeführt 
der Klägerin könne die Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand nur gewährt werden, wenn sie glaubhaft 
mache, dass sie unter Anwendung der äussersten ange­
messenen und von ihr zu erwartenden Sorgfalt anneh­
men konnte, der vorschusspflichtige Beklagte sei arm 
im Sinne des Gesetzes. Diesen Nachweis habe die Klä-
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gerin jedoch nicht erbracht. Sie habe daher nicht 
annehmen können, dass ihr .das Arnenrecht bewilligt 
werden würde. Gegen diesen ihr an 31* Oktober 1951 
zugestellten Beschluss hat die Klägerin am 13* Novem­
ber 1951 sofortige Beschwerde eingelegt.

Bie an sich zulässige, frist- und formgerecht 
eingelegte sofortige Beschwerde ist unbegründet.

Hach § 233 ZPO ist einer Partei die Wiederein­
setzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Berufungsbegründungsfrist nur dann zu gewähren, 
wenn sie durch Naturereignisse oder andere unabwend­
bare Zufälle verhindert worden ist, die Frist ein­
zuhalten. Danach ist erforderlich, dass die Partei 
das nach Lage des Falles vernünftigerweise zuzumuten­
de Haß von Vorsicht und Sorgfalt hat walten lassen. 
Fehlt es hieran, dann liegt ein die Wiedereinsetzung 
rechtfertigender unabwendbarer Zufall im Sinne des 
§ 233 ZPO nicht vor. Gemäss § 232 Abs 2 ZPO hat die 
Partei sich das Verschulden ihres Prozessbevoilmäch- 
tigten zurechnen zu lassen. Ein unabwendbarer Zufall 
liegt daher auch dann nicht vor, wenn der ProzesShe- 
vollmächtigte der Partei das nach Lage des Falles 
ihm vernünftigerweise zuzumutende Maß von Vorsicht 
und Sorgfalt ausser acht gelassen hat. Nach § 236 
ZPO muss die Klägerin die Tatsachen, aus denen folgt, 
dass sie durch einen unabwendbaren Zufall verhindert 
worden ist, die Berufungsfrist einzuhalten, glaub­
haft machen.
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Eine arme Partei ist solange durch einen unab­
wendbaren Zufall gehindert, die Rechtsnittelfrist zu 
wahren, als sie infolge ihrer Armut ohne ihr Verschul­
den ausserstande ist, einen Anwalt zu beauftragen, 
das Rechtsmittel einzulegen. Die arme Partei muss 
jedoch, damit ihr nicht der Vorwurf gemacht werden 
kann, die Berufungsfrist schuldhaft versäumt zu ha­
ben, alles in ihren Kräften stehende -tun, um dieses ** 
Hindernis zu beheben. Das Gesetz gibt ihr die £ög- 
liehkeit, um die Bewilligung des Arnenrechts für die 
Durchführung des Rechtsmittels nachzusuchen. Von die­
ser älögliclikeit muss sie so zeitig und in solcher 
Weise Gebrauch machen, dass sie erwarten kann, das 
Armenrecht so rechtzeitig bewilligt zu erhalten, dass 
sie das Rechtsmittel noch fristgerecht einlegen kann. 
Hat sie den Antrag durch einen Vertreter stellen 
.lassen, so kommt es auch auf die Verstellung an, die 
der Vertreter sich von dem Erfolg des Gesuchs machen 
konnte, und auf die Folgerungen, die er aus dieser 
Erkenntnis gezogen hat. frifft den Vertreter ein Ver­
schulden, so muss die Partei sich dieses nach § 232 
ZPO anrechnen lassen. Wird über das Armenrechtsge­
such erst nach Ablauf der Rechtsmittelfrist entschie­
den und wäre eine rechtzeitige Bewilligung des Armen­
rechts auf Grund eines Verschuldens der Partei oder 
ihres Vertreters gamicht möglich gewesen, dann kann 
der Partei die Wiedereinsetzung nur gewährt werden, 
wenn sie glaubhaft macht, dass sie selbst kein Ver­
schulden trifft und dass sie ohne eigenes Verschui-
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den auch bei ordnungsgemäßen Verhalten ihres Ver­
treters den Antrag nicht in solcher Form und zu 
solcher Zeit hätte stellen können, dass die Bewil­
ligung des Arnenrechts rechtzeitig vor Ablauf der 
Berufungsfrist möglich gewesei wäre. Dasselbe gilt, 
wenn die Partei nicht a m  ist, sich aber infolge eines 
entschuldbaren Irrtums für arm halten durfte. Hat 
sie in diesem Falle um die Bewilligung des Arnen- 
rechts in solcher Form nachgesucht, dass eine Ent­
scheidung darüber nicht zeitgerecht ergehen konnte, 
dann muss ihr die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand versagt werden, selbst wenn sie erst nach Ab­
lauf der Berufungsfrist erfährt, dass sie nicht arm 
im Sinne des Gesetzes ist, weil ihr vorschussnflich- 
tiger‘Ehemann die Prozesskosten tragen kann. Allein 
dadurch, dass die Partei sich irrtümlich für arm hielt, 
kann sie insoweit nicht besser gestellt sein, als 
die wirklich arme Partei. Zu den Sorgfaltspflichten, 
die der Partei obliegen, wenn sie um das Armenrecht 
nachsucht, gehört, sofern ihr nicht bereits im ersten 
Rechtszug das Armenrecht bewilligt war, dass sie 
dem Gericht ihre Armut hinreichend darlegt. Fehlt es 
daran, so kann ihr die Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand im Falle einer verspäteten Entscheidung über 
das Armenrechtsgesuch nur gewährt werden, wenn we­
der sie noch ihren Vertreter ein Verschulden an dem 
mangelhaften Nachweis der Armut trifft.

Nach diesen Rechtsgrundsätzen ist der Klägerin 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand vom Beru­
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fungsgericht in Ergebnis zutreffend versagt worden.
Es kann dahingestellt bleiben, ob die Klägerin sich 
entschuldbar für a m  halten durfte. Der Klägerin kann 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand mit Rück­
sicht auf ihr eigenes oder das Verschulden ihres Pr - 
zessbevollmüchtigten des zweiten Rechtssuges bei dem 
Bemühen, das Armenrecht zu erlangen, nicht gewährt 
werden. Der Rechtsstreit war in ersten Rechtszug nicht 
im Armenrecht geführt worden. Rechtsanwalt Becker hat 
mit einen am 16. Mai 1951 bei dem Berufungsgericht 
eingegangenen Antrag um die Bev/illigung des Armen­
rechts zur Durchführung der Berufung nachgesucht.
Die Berufungsfrist lief am 23* Mai 1951 ab. In dem 
Antrag war die vermeintliche Armut der Klägerin nicht 
ausreichend dargetan. Zum Hachweis ihrer vermeint­
lichen Armut hatte die Klägerin sich nur auf die bei 
den Gerichtsakten befindlichen Armutsunterlagen be­
zogen. Biese bestanden in einem Zeugnis zur Erlangung 
des Armenrechts und einer Bescheinigung des Finanz­
amts. In dem Zeugnis hatte die Klägerin am 17. Mai 
1949 erklärt, dass ihr Ehemann Eigentümer .einer etwa 
30 ha grossen Hofsteile mit. Gebäuden und Beschlag 
sei. Bas Amt HaJflHF hatte unter dem gleichen Datum 
bescheinigt, dass der Ehemann der Klägerin in der 
Lage sei, die Prozesses ten zu tragen. Aus der Be­
scheinigung des Finanzamts vom 5. Juli 1949 ergab sich 
dass das Jahreseinkommen der Klägerin und ihres Ehe­
mannes 3357»—  DH und der Einheitswert des landv/irt- 
schaftlichen Vermögens 15 000,—  DM betrug. Weitere 
Nachweise für ihre vermeintliche Armut hat die Klä­
gerin vor Ablauf der Berufungsfrist nicht erbracht.

*
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Hit diesen Bescheinigungen kennte sie ihre vermeint­
liche Armut nicht darlegen* Dieser Mangel beruht auf 
ihren oder dem Verschulden des Rechtsanwalts B ( M | .
Da Rechtsanwalt BflHl die Unterlagen nicht selbst 
einsehen konnte, wäre die Klägerin verpflichtet ge­
wesen, ihm Angaben über deren Inhalt zu machen* Sie 
hätte ihn mindestens mitteilen müssen, dass der Rechts­
streit im ersten Rechtszug nicht im Arnenrecht ge­
führt war und dass ihr Ehemann die Prozesskosten ge­
tragen habe* Es kann dahingestellt bleiben, ob die 
Klägerin diese Mitteilung gemacht oder ob sie sie•
schuldhaft unterlassen hat* Selbst wenn sie ohne ihr 
Verschulden nicht in der Lage gewesen war, die Mit­
teilung zu machen, hat Rechtsanwalt auf jeden
Fall schuldhaft gehandelt. Er hätte selbst prüfen 
und auf Grund dieser Prüfung zu dem Schluss gelangen 
müssen, dass die Armut der Klägerin mit den in Bezug * 
genommenen Unterlagen nicht ausreichend dargetan 
werden konnte* Rechtsanwalt BflMl war im Besitz der 
Handakten des Prosessbevollmächtigten der ersten 
Instanz. Mangels einer entgegenstehenden Behauptung 
muss angenommen werden, dass bei diesen Handakten auch 
eine Abschrift des Schriftsatzes der Klägerin vom 
9* November 1949 war. Mit diesem Schriftsatz hatte 
sie ihren im ersten Rechtszug gestellten Armenrechts­
antrag zurückgenommen, so dass Rechtsanwalt BflMl 
daraus ersehen konnte, dass der'Rechtsstreit bisher 
nicht im Armenrecht geführt war. Die gleiche Kennt­
nis konnte er aus dem Schriftsatz des Beklagten vom
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3* April 135o gewinnen. Rechtsanwalt B M i  hat zu­
dem selbst angegeben, dass ihm die eidesstattliche 
Versicherung des /Beklagten vna 3* Juni 1950 bekannt 
war. Auch daraus k:;nnte er erlcennen. dass der Beklagte 
einen Prosesskcstenvorschuss gezahlt hatte. Biese 
eidesstattliche Versicherung ergab ferner, dass der 
Beklagte Eigentümer eines Hofes von etwa 29 ha war. 
Unter diesen Umständen durfte Rechtsanwalt BlBIM 
sich nicht mit dem Hinweis auf die bei den Gerichts­
akten befindlichen fast 2_Jahre alten Unterlagen zum 
Nachweis der vermeintlichen Armut der Klägerin be­
gnügen. Er konnte nicht damit rechnen, dass darauf 
allein das Armenrecht rechtzeitig bewilligt würde. 
Rechtsanwalt B l M M  hätte daher veranlassen müssen, 
dass die Klägerin alsbald weitere Unterlagen für den 
Nachweis der Armut beibrachte. Auch hätte er, wenn 
er mit der von ihm zu verlangenden Sorgfalt gehan­
delt hätte, bei der für ihn durchaus erkennbaren 
Zweifelhaftigkeit der Armut der Klägerin im Hinblick 
auf den drohenden Pristablauf versuchen müssen, den 
Beklagten zur Zahlung des Prozesskostenvorschusses 
anzuhalten. Bie Klägerin hat nicht dargetan oder 
glaubhaft gemacht, dass ein solcher Schritt nicht zum 
Erfolg geführt hätte.

Bie sofortige Beschwerde der Klägerin musste, 
da ihr die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht



gewährt werden lcann, mit der Kostenfolge aus § 97 
ZPO zurückgewiesen werden,
Pr, Lersch Baske Pr, Hartz

Johannsen Kregel
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